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des Vertriebs von und des Handels mit Software, Platt- 

formen und selbstlernenden Systemen) für Zwecke des 

Energie- und Datenmanagements;

(c)	 die Erbringung von Dienstleistungen aller Art im Zusam-

menhang mit den vorgenannten Tätigkeiten.

 

(2)	 Die Gesellschaft kann im In- und Ausland andere Unterneh-

men – insbesondere (i) solche, deren Gegenstand sich ganz 

oder teilweise auf die in Abs. (1) genannten Geschäftsfelder 

erstreckt oder (ii) zur Anlage von Finanzmitteln – gründen, 

erwerben, veräußern oder sich an ihnen beteiligen. Die Gesell-

schaft kann Unternehmen unter ihrer einheitlichen Leitung 

zusammenfassen und weitere Aufgaben für diese übernehmen 

oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken. Sie 

kann ihren Gegenstand auch ganz oder teilweise mittelbar 

verwirklichen und hierzu ihren Betrieb ganz oder teilweise in 

Beteiligungsunternehmen ausgliedern. Ferner kann sie ihre 

Tätigkeit auch auf einen Teil der in Abs. (1) genannten Tätig-

keiten beschränken.

(3)	 Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte vorzunehmen 

und alle Maßnahmen zu ergreifen, die mit dem Gegenstand 

ihres Unternehmens zusammenhängen oder ihm unmittelbar 

oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie kann Vertretun-

gen, Zweigniederlassungen und Betriebsstätten im In- und 

Ausland errichten.

§ 3

Bekanntmachungen, Informationen 

(1)	 Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch Veröf-

fentlichung im Bundesanzeiger.

(2)	 Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der 

Gesellschaft können auch im Wege der Datenfernübertragung 

übermittelt werden.

§ 1

Firma und Sitz 

 

(1) 	 Die Gesellschaft führt die Firma LEONI AG.

(2)	 Sie hat ihren Sitz in Nürnberg.

§ 2

Gegenstand des Unternehmens 

(1)	 Gegenstand des Unternehmens ist:

(a)	 die Entwicklung, Herstellung, Lieferung und der Vertrieb 

von sowie der Handel mit

–	elektrischen, elektronischen und elektromechanischen 

Systemen, Komponenten und Modulen insbesondere für 

die Automobilindustrie und andere Industrien

–	Leitern und Verbindungssystemen für die Übertragung, 

Wandlung und Speicherung von Leistung, Signalen und 

Daten sowie

–	sonstigen verwandten Produkten, Komponenten, Syste-

men, Anlagen und Lösungen;

(b)	 die Tätigkeit auf dem Gebiet der Informationstechnolo-

gie (einschließlich elektronischer Datenverarbeitung und 

-übertragung sowie der Entwicklung, Bereitstellung und 
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gen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022). Die Ermächtigung 

kann einmal oder mehrmals, insgesamt oder in Teilbeträgen 

ausgenutzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn 

des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe an am Gewinn teil. Soweit 

rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats hiervon und von § 60 Abs. 2 AktG abweichend 

festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn eines bereits 

abgelaufenen Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt ihrer 

Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptversammlung über 

die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am 

Gewinn teilnehmen. 

 

Grundsätzlich sind die neuen Stückaktien den Aktionären zum 

Bezug anzubieten. Die neuen Aktien können auch von einem 

oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstitu-

ten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 

mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionä-

ren zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen

 

1. bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 

börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und 

Ausstattung im Zeitpunkt der Festlegung des Ausgabebetrags, 

die möglichst zeitnah zur Platzierung der neuen Stückaktien 

erfolgen soll, nicht wesentlich im Sinne von § 203 Abs. 1 und 2, 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Dieser Ausschluss des 

Bezugsrechts ist auf insgesamt höchstens 10 % des bestehen-

den Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt; maßgeblich 

ist dabei das niedrigste bestehende Grundkapital der Gesell-

schaft zu den drei folgenden Zeitpunkten: zum 24. Mai 2022, 

zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder 

zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung; auf diese 

Begrenzung ist die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, 

sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-

schluss  des  Bezugsrechts  entsprechend  § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

erfolgt; ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien 

anzurechnen, die zur Bedienung von Wandlungs- oder 

Optionsrechten oder Wandlungs- oder Optionspflichten 

aus Schuldverschreibungen oder Genussrechten auszuge-

ben sind oder werden können, sofern die Schuldverschrei- 

bungen oder Genussrechte während der Laufzeit dieser Er-

mächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden;

 

2. um die neuen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

zugunsten von Personen, die in einem Arbeitsverhältnis mit 

der Gesellschaft oder einer ihrer Konzernunternehmen im 

Sinn von § 18 AktG stehen oder standen, sowie zugunsten von 

Organmitgliedern entsprechender Konzernunternehmen zu 

verwenden, wobei das Arbeits-, sonstige Anstellungs- oder 

Organverhältnis jedenfalls zum Zeitpunkt des Angebots oder 

der Zusage bestehen muss. Die weiteren Einzelheiten etwaiger 

Zusagen und Übertragungen, einschließlich einer etwaigen 

direkten Gegenleistung, etwaiger Anspruchsvoraussetzun-

gen und Verfalls- oder Ausgleichsregelungen, insbesondere 

§ 4

Gesellschaftskapital, Namensaktien 

 

(1)	 Das Grundkapital beträgt Euro 32.669.000,00 (in Worten: 

Euro zweiunddreißig Millionen sechshundertneunundsechzig-

tausend). Es ist eingeteilt in 32.669.000 Stückaktien.

 

(2)	 Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils 

ist ausgeschlossen, soweit nicht eine Verbriefung nach den 

Regeln erforderlich ist, die an einer Wertpapierbörse gelten, an 

der die Aktien dann zugelassen sind.

 

(3)	 Die Aktien lauten auf Namen. Die Aktionäre haben der Gesell-

schaft zur Eintragung in das Aktienregister die gesetzlich 

vorgeschriebenen Angaben zu machen. Trifft im Falle einer 

Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung 

darüber, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf Namen 

lauten sollen, so lauten sie auf Namen.

 

(4)	 Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung der 

neuen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 des Aktiengesetzes 

festgelegt werden.

 

(5)	 Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-

schaft bis zum Ablauf des 23. Mai 2027 mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats um insgesamt bis zu Euro 16.334.500,00 durch 

die Ausgabe von insgesamt bis zu 16.334.500 neuen, auf den 

Namen lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am 

Grundkapital von je Euro 1,00 gegen Bar- und/oder Sacheinla-

II. GRUNDKAPITAL UND AKTIEN
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anteiligen Betrag des Grundkapitals von Euro 3.266.900,00 

(dies entspricht zum Zeitpunkt der Ermächtigung 10 % des 

Grundkapitals in Höhe von Euro 32.669.000,00) nicht über-

steigen.

 

Darüber hinaus darf der anteilige Betrag am Grundkapital 

derjenigen Aktien, die aus dem Genehmigten Kapital 2022 

für Zwecke eines Belegschaftsaktienprogramms ausgegeben 

werden, 5 % des Grundkapitals nicht übersteigen; maßgeblich 

ist dabei das niedrigste bestehende Grundkapital der Gesell-

schaft zu den drei folgenden Zeitpunkten: zum 24. Mai 2022, 

zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 

oder zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf 

diesen vorstehenden Betrag von 5 % des Grundkapitals ist 

derjenige anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, 

der auf eigene Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung auf Grund einer entsprechenden Ermächtigung 

zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

für Belegschaftsaktienprogramme oder im Rahmen der Vor-

standsvergütung verwendet oder veräußert werden.

 

Der Vorstand ist ermächtigt, den weiteren Inhalt der Aktien-

rechte und die Bedingungen der Aktienausgabe bei der 

Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten 

Kapital 2022, insbesondere den Ausgabebetrag, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats festzulegen.

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach 

vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 

Grundkapitals durch Ausübung des Genehmigten Kapitals 

2022 und nach Ablauf der Ermächtigungsfrist zu ändern.

 

(6)	 Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro 

16.334.500,00, eingeteilt in bis zu 16.334.500 auf den Namen 

lautende Aktien (Stückaktien), bedingt erhöht (Bedingtes 

Kapital 2022). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur inso-

weit durchgeführt, wie die Inhaber von Options- und/oder 

Wandlungsrechten bzw. die zur Optionsausübung oder Wand-

lung Verpflichteten aus Options- und/oder Wandelanleihen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente), die von der Gesellschaft 

oder einem Konzernunternehmen der Gesellschaft im Sinne 

von § 18 AktG, an der die Gesellschaft unmittelbar oder mittel-

bar zu mindestens 90 % der Stimmen und des Kapitals beteiligt 

ist, aufgrund der von der Hauptversammlung vom 24. Mai 2022 

beschlossenen Ermächtigung ausgegeben werden, von ihren 

Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, 

soweit sie zur Optionsausübung bzw. Wandlung verpflichtet 

sind, ihre Verpflichtung zur Optionsausübung bzw. Wandlung 

erfüllen oder soweit die Gesellschaft ihr Recht unter solchen 

Instrumenten wahrnimmt, ganz oder teilweise anstelle der 

Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu 

gewähren, jeweils soweit nicht andere Erfüllungsformen ein-

gesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem 

nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungs-

beschlusses jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wand-

lungspreis.

 

für Sonderfälle wie die Pensionierung, die Erwerbsunfähigkeit 

oder den Tod, werden vom Vorstand festgelegt;

 

3. bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere 

um die neuen Aktien Dritten im Zusammenhang mit dem 

(auch mittelbaren) Erwerb von Vermögensgegenständen oder 

Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen 

einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre 

Konzernunternehmen anbieten zu können;

 

4. soweit es erforderlich ist, um den Inhabern oder Gläubigern 

von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen oder 

-genussrechten, die von der Gesellschaft oder von unmittel-

baren oder mittelbaren Konzernunternehmen der Gesellschaft 

ausgegeben sind oder werden, ein Umtausch- oder Bezugs-

recht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es 

ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts 

bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflicht zuste-

hen würde;

 

5. um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen. 

 

Die Summe (i) der Aktien, die aus bedingtem Kapital unter 

Schuldverschreibungen auszugeben sind, welche nach einer 

von der Hauptversammlung der Gesellschaft hierzu erteilten 

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 

werden, und (ii) der Aktien, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung aus dem Genehmigten Kapital 2022 unter Aus-

schluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, darf einen 
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Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres 

ihrer Ausgabe an am Gewinn teil. Soweit gesetzlich zulässig 

kann der Vorstand abweichend hiervon mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des 

Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der Ausübung des 

Options- bzw. Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Opti-

ons- oder Wandlungspflicht noch kein Beschluss der Haupt-

versammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst 

worden ist, am Gewinn teilnehmen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen.
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§ 6

Vertretung

 

(1)	 Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder 

durch ein Vorstandsmitglied gemeinschaftlich mit einem Pro-

kuristen gesetzlich vertreten.

(2)	 Stellvertretende Vorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der 

Vertretungsmacht ordentlichen Vorstandsmitgliedern gleich.

(3)	 Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder 

von dem Verbot der Mehrfachvertretung (§ 181 Alt. 2 BGB) 

befreien. 

 

§ 5

Zusammensetzung 

 

(1)	 Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern.

(2)	 Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt 

ihre Zahl. Er kann stellvertretende Vorstandsmitglieder bestel-

len. Der Aufsichtsrat kann ein Mitglied des Vorstands zum 

Vorsitzenden des Vorstands und einen stellvertretenden Vor-

sitzenden ernennen. Der Stellvertreter vertritt den Vorsitzen-

den, wenn dieser verhindert ist.

(3)	 Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmen-

mehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden Mit-

glieder des Vorstands gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die 

Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag, sofern der Vorstand 

aus mehr als zwei Mitgliedern besteht.

III. DER VORSTAND
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(3)	 Wird ein Aufsichtsratsmitglied an Stelle eines ausscheidenden 

Mitglieds gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amts-

dauer des ausscheidenden Mitglieds. Die Hauptversammlung 

kann für die Anteilseignervertreter eine andere Amtszeit 

bestimmen. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausge-

schiedenen, so erlischt sein Amt, falls in der nächsten oder 

übernächsten Hauptversammlung nach Eintritt des Ersatz-

falles eine Neuwahl für den Ausgeschiedenen stattfindet, mit 

Beendigung dieser Hauptversammlung, andernfalls mit Ablauf 

der restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen.

(4)	 Ausscheidende Mitglieder sind wieder wählbar.

(5)	 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhal-

tung einer einmonatigen Kündigungsfrist auch ohne wich-

tigen Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 

Vorstand niederlegen. 

 

(6)	 Wird ein Mitglied des Aufsichtsrats durch eine außerordent-

liche Hauptversammlung gewählt, endet sein erstes Amtsjahr 

mit dem Schluss der nächsten ordentlichen Hauptversamm-

lung. Im Übrigen gilt Abs. 3 Satz 1 und 2.

§ 8

Vorsitz

 

(1)	 Im Anschluss an eine Hauptversammlung, in der alle von der 

Hauptversammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitgliedern 

neu gewählt worden sind, findet eine Aufsichtsratssitzung 

statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. In 

dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat für die Dauer seiner 

Amtszeit unter dem Vorsitz des an Lebensjahren ältesten 

Anteilseignervertreters aus seiner Mitte den Vorsitzenden 

des Aufsichtsrats und seinen Stellvertreter nach näherer Maß-

gabe des § 27 MitbestG. Der Aufsichtsrat kann für die Dauer 

seiner Amtszeit einen weiteren stellvertretenden Vorsitzenden 

wählen; § 27 MitbestG findet auf die Wahl keine Anwendung. 

Scheidet der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellver-

treter während seiner Amtszeit aus, so hat der Aufsichtsrat 

unverzüglich eine Ersatzwahl vorzunehmen.

(2)	 Ein Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden hat nur dann 

die gesetzlichen und satzungsgemäßen Rechte und Pflichten 

des Vorsitzenden, wenn dieser verhindert ist. §§ 29 Abs. 2 Satz 3 

und 31 Abs. 4 Satz 3 MitbestG bleiben unberührt.

§ 7

Zusammensetzung, Wahl, Amtszeit

 

(1)	 Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern, von denen sechs 

Mitglieder von der Hauptversammlung (Anteilseignervertre-

ter) und sechs Mitglieder von den Arbeitnehmern (Arbeitneh-

mervertreter) nach Maßgabe des Mitbestimmungsgesetzes 

vom 4. Mai 1976 (MitbestG) gewählt werden. Sie werden für 

die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, 

die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem 

Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, 

in dem ihre Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Die Haupt-

versammlung kann für einzelne oder für sämtliche Anteilseig-

nervertreter bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmen.

(2)	 Bei den Wahlen der Anteilseignervertreter zum Aufsichtsrat 

und etwaiger Ersatzmitglieder ist der Leiter der Hauptver-

sammlung berechtigt, über eine von der Verwaltung oder von 

Aktionären vorgelegte Liste mit Wahlvorschlägen abstimmen 

zu lassen. Werden Ersatzmitglieder in einer Liste gewählt, so 

treten sie, sofern bei der Wahl keine anderweitige Bestim-

mung getroffen wird, in der Reihenfolge ihrer Benennung an 

die Stelle vorzeitig ausscheidender Aufsichtsratsmitglieder der 

Anteilseigner. Die Wahl von Ersatzmitgliedern für die Arbeit-

nehmervertreter richtet sich nach dem Mitbestimmungs-

gesetz.

IV. DER AUFSICHTSRAT
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(3)	 Zu Gegenständen der Tagesordnung, die nicht mit der Einbe-

rufung mitgeteilt worden sind, können Beschlüsse nur gefasst 

werden, wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwe-

senden Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen Fall Gele-

genheit zu geben, der Beschlussfassung innerhalb einer vom 

Vorsitzenden bestimmten angemessenen Frist zu widerspre-

chen oder ihre Stimme schriftlich abzugeben. Der Beschluss 

wird erst wirksam, wenn die abwesenden Aufsichtsratsmitglie-

der innerhalb der Frist nicht widersprochen haben.

(4)	 Beschlüsse können auch ohne Einberufung einer Sitzung im 

Wege schriftlicher, fernschriftlicher (per Telex, Telefax oder 

E-Mail) oder fernmündlicher (telefonisch oder per Videokonfe-

renz) Abstimmung gefasst werden, wenn der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter dies anordnet. Das gilt 

auch für erneute Abstimmungen gemäß §§ 29 Abs. 2 Satz 1 

und 31 Abs. 4 Satz 1 MitbestG.

(5)	 Die Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Stim-

menmehrheit gefasst, soweit nicht gesetzlich etwas ande-

res vorgesehen ist. Dabei gilt die Stimmenthaltung nicht als 

Stimmabgabe. Bei Wahlen genügt die verhältnismäßige Mehr-

heit. Im Falle der Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 

des Aufsichtsratsvorsitzenden nach Maßgabe der §§ 29 Abs. 2 

und 31 Abs. 4 MitbestG; die erneute Abstimmung im Sinne 

dieser Vorschriften kann von jedem Aufsichtsratsmitglied ver-

langt werden.

 

(6)	 Sind bei einer Beschlussfassung nicht sämtliche Aufsichts-

ratsmitglieder anwesend und lassen die fehlenden Aufsichts-

ratsmitglieder nicht schriftliche Stimmabgaben überreichen, 

so ist die Beschlussfassung auf Antrag von mindestens zwei 

anwesenden Aufsichtsratsmitgliedern zu vertagen. Im Falle 

einer Vertagung findet die erneute Beschlussfassung, sofern 

keine besondere Aufsichtsratssitzung einberufen wird, in 

der nächsten turnusmäßigen Sitzung statt. Ein nochmaliges 

Minderheitsverlangen auf Vertagung ist bei der erneuten 

Beschlussfassung nicht zulässig.

(7)	 Nimmt der Aufsichtsratsvorsitzende an der Sitzung teil oder 

befindet sich ein anwesendes Aufsichtsratsmitglied im Besitz 

seiner schriftlichen Stimmabgabe, so findet Abs. 6 keine 

Anwendung, wenn die gleiche Anzahl von Anteilseigner- und 

Arbeitnehmervertretern persönlich anwesend ist oder durch 

schriftliche Stimmabgabe an der Beschlussfassung teilnimmt 

oder wenn eine etwaige Ungleichheit dadurch aufgehoben 

wird, dass sich einzelne Aufsichtsratsmitglieder nicht an der 

Beschlussfassung beteiligen.

(8)	 Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen Präsidialaus-

schuss und einen oder mehrere sonstige Ausschüsse bestellen; 

§ 27 Abs. 3 MitbestG bleibt unberührt. Aufgaben, Befugnisse 

und Verfahren der Ausschüsse bestimmt der Aufsichtsrat. 

Den Ausschüssen können, soweit gesetzlich zulässig, auch 

entscheidende Befugnisse des Aufsichtsrats übertragen 

werden. Für Beschlussfassungen in den Ausschüssen gelten 

§ 9 Abs. 4 und 5, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschrif-

ten entgegenstehen; § 9 Abs. 6 und 7 finden keine Anwendung.

§ 9

Einberufung, Beschlussfähigkeit, Abstimmungen

 

(1)	 Der Vorsitzende, im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertre-

ter, beruft die Sitzungen des Aufsichtsrats unter Einhaltung 

einer Frist von mindestens zwei Wochen ein und bestimmt die 

Form der Sitzungen. Die Frist kann in dringenden Fällen abge-

kürzt werden. Die Einberufung kann schriftlich, fernschriftlich 

(per Telex, Telefax oder E-Mail), mündlich oder fernmündlich 

erfolgen. Im Übrigen gelten hinsichtlich der Einberufung des 

Aufsichtsrats die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Rege-

lungen der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat.

 

(2)	 Die Sitzungen des Aufsichtsrats finden in der Regel als Präsenz-

sitzungen statt, können jedoch einschließlich der Beschluss-

fassung auch in Form einer Video- oder Telefonkonferenz 

abgehalten werden. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn 

nachsatzungsgemäßer Einberufung mindestens die Hälfte der 

Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, persönlich 

oder durch schriftliche Stimmabgabe an der Beschlussfassung 

teilnimmt. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschluss- 

fassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme ent-

hält. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder 

sein Stellvertreter. Die Art der Abstimmung bestimmt der 

Vorsitzende der Sitzung. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder 

können dadurch an der Beschlussfassung des Aufsichtsrats 

und seiner Ausschüsse teilnehmen, dass sie schriftliche (ein-

schließlich als Scan per E-Mail oder per Telefax übermittelte) 

Stimmabgaben überreichen lassen.
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(2)	 Will ein Mitglied des Aufsichtsrats Informationen an Dritte wei-

tergeben, die es in seiner Eigenschaft als Aufsichtsratsmitglied 

erfahren hat, so hat es hierüber den Vorsitzenden des Auf-

sichtsrats, sofern die Weitergabe nicht offensichtlich zulässig 

ist, im Vorwege zu unterrichten.

(3)	 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist berechtigt, in Prüfungs-

berichte und Berichte des Vorstands an den Aufsichtsrat Ein-

sicht zu nehmen. Von einer Aushändigung der Berichte an die 

Aufsichtsratsmitglieder wird gemäß §§ 90 Abs. 5 Satz 2, 170 

Abs. 3 Satz 2 AktG abgesehen, soweit nicht der Aufsichtsrat im 

Einzelfall etwas anderes beschließt.

§ 12

Vergütung des Aufsichtsrats

 

(1)	 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält jährlich eine feste Ver-

gütung (Grundvergütung) in Höhe von Euro 85.000,00. Die 

Grundvergütung beträgt für den Vorsitzenden des Aufsichts-

rats das Doppelte und für jeden stellvertretenden Vorsitzen-

den das Eineinhalbfache des in Satz 1 genannten Betrags.

Zusätzlich zur Grundvergütung erhält jedes Mitglied des Auf-

sichtsrats, (i) das Vorsitzender in einem Ausschuss des Auf-

sichtsrats ist, jährlich Euro 16.000,00 für die Tätigkeit in dem 

entsprechenden Ausschuss, (ii) das stellvertretender Vorsit-

zender in einem Ausschuss des Aufsichtsrats ist, jährlich Euro 

12.000,00 für die Tätigkeit in dem entsprechenden Ausschuss 

und (iii) jedes sonstige Mitglied in einem Ausschuss des Auf-

sichtsrats jährlich Euro 8.000,00 für die Tätigkeit in dem ent-

sprechenden Ausschuss, wobei der Vorsitz, der stellvertretende 

Vorsitz und die Mitgliedschaft im nach § 27 Abs. 3 MitbestG 

gebildeten Vermittlungsausschuss jeweils unberücksichtigt 

bleiben. Bei der Ermittlung der Zuschläge für Ausschusstätig-

keiten nach dem vorstehenden Satz werden nur Ausschüsse 

berücksichtigt, die mindestens eine Sitzung in dem betreffen-

den Geschäftsjahr abgehalten haben.

(2)	 Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des 

Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat bzw. einem Ausschuss ange-

hören oder nur während eines Teils des Geschäftsjahres eine 

bestimmte Funktion in dem Aufsichtsrat oder einem Ausschuss 

ausüben, erhalten die Vergütung insoweit, als es dem Verhält-

nis ihrer entsprechenden Mitgliedschaft bzw. Ausübungsdauer 

zum gesamten Geschäftsjahr entspricht.

(3)	 Für die Teilnahme an einer Sitzung des Aufsichtsrats oder des 

Prüfungsausschusses – gleich, ob physisch, telefonisch oder 

auf sonstigem Wege, nicht jedoch bei bloßer Teilnahme an der 

Beschlussfassung – erhält jedes Aufsichtsratsmitglied darüber 

hinaus ein Sitzungsgeld in Höhe von Euro 1.000,00 je Sitzung, 

wobei nicht mehr als insgesamt zehn Sitzungen pro Geschäfts-

jahr und Aufsichtsratsmitglied vergütet werden. Für mehrere 

Sitzungen, die am selben Tag stattfinden, wird Sitzungsgeld 

nur einmal gezahlt.

(9)	 Die Mitglieder des Vorstands können an den Sitzungen des 

Aufsichtsrats mit beratender Stimme teilnehmen, sofern nicht 

die Behandlung persönlicher Angelegenheiten eines Mitglieds 

des Aufsichtsrats oder Vorstands eine Ausnahme begründet 

oder der Aufsichtsrat beschließt, eine Sitzung ohne Teilnahme 

der Vorstandsmitglieder abzuhalten.

(10)	Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse 

werden namens des Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden 

oder seinen Stellvertreter abgegeben.

§ 10

Geschäftsordnung für den Vorstand

 

Der Aufsichtsrat kann eine Geschäftsordnung für den Vorstand 

erlassen, ändern oder aufheben. Der Aufsichtsrat hat in der 

Geschäftsordnung für den Vorstand oder durch Beschluss zu 

bestimmen, dass bestimmte Arten von Geschäften nur mit seiner 

Zustimmung vorgenommen werden dürfen.

§ 11

Verschwiegenheit

 

(1)	 Die Aufsichtsratsmitglieder haben über vertrauliche Berichte 

und vertrauliche Beratungen sowie Geheimnisse der Gesell-

schaft, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die 

ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt werden, 

Stillschweigen zu bewahren.
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(4)	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten außerdem Ersatz für 

die ihnen bei Wahrnehmung ihres Amts erwachsenen Auslagen. 

Eine auf ihre Bezüge zu entrichtende Umsatzsteuer wird den 

Mitgliedern des Aufsichtsrats von der Gesellschaft erstattet.

(5)	 Die Gesellschaft ersetzt den Aufsichtsratsmitgliedern in ange-

messenem Umfang die Kosten und Aufwendungen, die ihnen 

durch die für ihre Aufgaben erforderlichen, eigenverantwort-

lich wahrgenommenen Fortbildungsmaßnahmen entstehen.

(6)	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine Vermögens-

schaden-Haftpflicht-Gruppenversicherung für Organmit-

glieder und Mitarbeiter des Konzerns einbezogen, soweit 

die Gesellschaft eine solche unterhält; diese kann auch einen 

angemessenen Selbstbehalt vorsehen. Die Prämien für diese 

Versicherung entrichtet die Gesellschaft.

(7)	 Die Grundvergütung ist in vier gleichen Teilbeträgen jeweils 

nach Ablauf eines jeden Kalendervierteljahres zur Zahlung 

fällig. Die Zuschläge für die Ausschusstätigkeiten sind jeweils 

nach Ablauf desjenigen Kalendervierteljahres zur Zahlung 

fällig, in dem die erste Sitzung des entsprechenden Ausschus-

ses stattgefunden hat. Das Sitzungsgeld ist jeweils nach Ablauf 

eines jeden Kalendervierteljahres für die in dem abgelaufenen 

Kalendervierteljahr erfolgten Sitzungen zur Zahlung fällig. 
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(4)	 Die Einzelheiten über die Anmeldung werden zusammen mit 

der Einberufung der Hauptversammlung in den Gesellschafts-

blättern bekannt gemacht.

 

(5)	 Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der 

Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und 

ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder 

einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektroni-

scher Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der 

Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und 

zum Verfahren der Online-Teilnahme zu treffen. Diese werden 

mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

(6)	 Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre 

Stimmen, auch ohne an der Hauptversammlung teilzuneh-

men, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation 

abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, 

Bestimmungen zum Verfahren der Briefwahl zu treffen. Diese 

werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt 

gemacht.

(7) Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats an der Haupt-

versammlung darf in Abstimmung mit dem Aufsichtsratsvor-

sitzenden im Wege der Bild- und Tonübertragung erfolgen, 

wenn das betreffende Aufsichtsratsmitglied an der physischen 

Teilnahme am Ort der Hauptversammlung verhindert ist, wenn 

das Aufsichtsratsmitglied seinen Wohnsitz im Ausland hat oder 

eine Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung mit einer 

unangemessen langen Reisedauer verbunden wäre oder wenn 

die Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 

am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird.

§ 15

Leiter der Hauptversammlung

 

(1)	 Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende 

des Aufsichtsrats oder ein anderes, dem Aufsichtsrat als Vertre-

ter der Anteilseigner angehörendes Aufsichtsratsmitglied. Für 

den Fall, dass keine dieser Personen den Vorsitz übernimmt, 

wird der Versammlungsleiter von den anwesenden Anteilseig-

nervertretern gewählt.

(2)	 Der Versammlungsleiter leitet die Versammlung. Er bestimmt 

die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung ver-

handelt werden, sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmun-

gen. Der Versammlungsleiter kann das Rede- und Fragerecht 

der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken und insbeson-

dere den zeitlichen Rahmen der Versammlung, der Aussprache 

zu den einzelnen Verhandlungsgegenständen sowie des einzel-

nen Frage- und Redebeitrags angemessen festsetzen.

 

(3)	 Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder 

teilweise Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung 

in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zuzulassen. 

Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die 

Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat.

§ 13

Ort und Termin

 

(1)	 Die Hauptversammlung findet entweder am Sitz der Gesell-

schaft oder an einem anderen Ort innerhalb des OLG-Bezirks 

Nürnberg oder am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse statt, 

an der die Aktien zum Handel zugelassen sind.

(2)	 Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der 

ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres statt.

§ 14

Einberufung der Hauptversammlung, Teilnahmerecht

 

(1)	 Die Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich keine kürzere 

Frist zulässig ist, mindestens 36 Tage vor dem Tage der Ver-

sammlung einzuberufen. Der Tag der Versammlung und der 

Tag der Einberufung sind nicht mitzurechnen.

(2)	 Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 

des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die im 

Aktienregister eingetragen und rechtzeitig angemeldet sind.

(3)	 Die Anmeldung muss der Gesellschaft in Textform in deutscher 

oder englischer Sprache unter der in der Einberufung hierfür 

mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Versamm-

lung zugehen. Der Tag der Versammlung und der Tag des 

Zugangs sind nicht mitzurechnen.

V. DIE HAUPTVERSAMMLUNG
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§ 16

Beschlussfassung, Wahlen

 

(1)	 Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine 

Stimme.

(2)	 Die Hauptversammlung beschließt insbesondere über die 

Verwendung des Bilanzgewinns, über die Entlastung des Vor-

stands und des Aufsichtsrats, über die Wahl von Aufsichtsrats-

mitgliedern und des Abschlussprüfers sowie gegebenenfalls 

über die Feststellung des Jahresabschlusses und die Billigung 

des Konzernabschlusses.

(3)	 Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher 

Stimmenmehrheit und, soweit eine Kapitalmehrheit erforder-

lich ist, mit einfacher Kapitalmehrheit gefasst, falls nicht das 

Gesetz  oder  die  Satzung  zwingend  oder § 103  Abs. 1 Satz  2 AktG 

etwas anderes vorsehen. Dabei gilt die Stimmenthaltung nicht 

als Stimmabgabe. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 

abgelehnt.

(4)	 Wird bei Wahlen durch die Hauptversammlung eine einfache 

Stimmenmehrheit bei der ersten Wahlhandlung nicht erreicht, 

so findet eine engere Wahl unter denjenigen Personen statt, 

denen die beiden höchsten Stimmenzahlen zugefallen sind. 

Bei der engeren Wahl entscheidet die höchste Stimmenzahl. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet das durch den Versamm-

lungsleiter zu ziehende Los. 
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(3)	 Billigt der Aufsichtsrat den Jahresabschluss, so ist dieser fest-

gestellt, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschließen, 

die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversamm-

lung zu überlassen. Die Beschlüsse des Vorstands und des 

Aufsichtsrats sind in den Bericht des Aufsichtsrats an die 

Hauptversammlung aufzunehmen. 

§ 17

Geschäftsjahr

 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

§ 18

Jahresabschluss

 

(1)	 In den ersten drei Monaten eines jeden Geschäftsjahres hat 

der Vorstand für das vergangene Geschäftsjahr den Jahres-

abschluss und den Lagebericht sowie den Konzernabschluss 

und den Konzernlagebericht aufzustellen und dem Aufsichts-

rat sowie dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der 

Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den 

er der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanz-

gewinns machen will.

(2)	 Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und 

den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns sowie 

den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht zu prüfen 

und über das Ergebnis seiner Prüfung schriftlich an die Haupt-

versammlung zu berichten. Dabei hat er auch zu dem Ergebnis 

der Prüfung des Jahresabschlusses und des Konzernabschlus-

ses durch den Abschlussprüfer Stellung zu nehmen. Der Auf-

sichtsrat hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nach dem 

ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten. 

§ 171 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Aktiengesetzes bleiben unbe-

rührt.

VI. JAHRESABSCHLUSS UND GEWINNVERWENDUNG
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§ 19

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Abänderungen und Ergänzungen 

der Satzung, die nur die Fassung betreffen, zu beschließen.

VII. ERMÄCHTIGUNG ZUR SATZUNGSÄNDERUNG
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